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2022
Satzung zur Änderung 

der Satzung 
über die Entschädigung der Mitglieder 
der Landschaftsversammlung und der 

sachkundigen Bürger in den Ausschüssen 
sowie über Zuschüsse an die Fraktionen

Vom 16. Dezember 2004

Die Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe hat
aufgrund der §§ 6, 7 Abs. 1 Buchstabe d und des § 16 der
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. Juli 2004 (GV. NRW. S. 420), in der
Sitzung am 16. Dezember 2004 folgende Satzung
beschlossen:

Artikel I

Die Satzung über die Entschädigung der Mitglieder der
Landschaftsversammlung und der sachkundigen Bürger
in den Ausschüssen sowie über Zuschüsse an die Fraktio-
nen vom 16. März 1995 (GV. NRW. S. 204), zuletzt geän-
dert am 13. November 2003 (GV. NRW. S. 714), wird wie
folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Sachkundigen Bürger/innen wird Sitzungsgeld für
Fraktionssitzungen nur gezahlt, wenn sie in mindes-
tens einem Ausschuss ordentliches Mitglied sind.“

2. § 3 Abs.1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges wird eine Ent-
schädigung nach § 5 Abs. 2 Entschädigungsverord-
nung gewährt.“

3. In § 6 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Der Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls ver-
jährt gemäß §§ 195, 199 BGB nach drei Jahren.“

4. In § 6 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Die Verdienstausfallpauschale wird montags bis frei-
tags auf die Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr und sams-
tags auf die Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr begrenzt.“

5. In § 6 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:

„Der Anspruch auf Zahlung des Regelstundensatzes
und der Anspruch auf Kostenerstattung für eine not-
wendige Vertretung im Haushalt wird montags bis
freitags auf die Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr und
samstags auf die Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr
begrenzt.“

Artikel II

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 16. Dezember
2004 in Kraft. 

Münster, den 16. Dezember 2004

S e i f e r t

Vorsitzende der
12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer der
12. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der

Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 16. Dezember 2004

S c h ä f e r

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2005 S. 2

2022
Satzung zur Änderung 

der Hauptsatzung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Vom 16. Dezember 2004

Die Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe hat
aufgrund der §§ 6, 7 Abs. 1 Buchstabe d und des § 16 der
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. Juli 2004 (GV. NRW. S. 420), in der
Sitzung am 16. Dezember 2004 folgende Satzung be-
schlossen:

Artikel I

Die Hauptsatzung des Landschaftsverbandes West-
falen-Lippe vom 12. Januar 1995 (GV. NRW. S. 72),
zuletzt geändert am 15. November 2001 (GV. NRW.
S. 808), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 3 wird Satz 2 „Soweit die Landschaftsver-
sammlung stellvertretende Ausschussmitglieder
bestellt, ist die Reihenfolge der Vertretung zu regeln.“
gestrichen.

2. § 4 Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst:

„(6) Für den Gesundheits- und Krankenhausaus-
schuss, den Umwelt- und Bauausschuss und den Aus-
schuss Jugendheime gelten die Bestimmungen der
jeweiligen Betriebssatzung in der jeweils geltenden
Fassung.“

3. In § 7 werden vor den Wörtern „des Direktors“ die
Wörter „der Direktorin/“ und vor den Wörtern „der
Erste Landesrat“ die Wörter „die Erste Landesrätin/“
eingefügt. 

4. In § 8 Abs. 1 und Abs. 2 werden vor den Wörtern „Der
Direktor“ die Wörter „Die Direktorin/“ eingefügt. 

5. § 8 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Angestellten, deren Vergütung sich nach den
Vergütungsgruppen III bis I des Bundesangestellten-
tarifvertrages in der für den Landschaftsverband
geltenden Fassung richtet oder darüber liegt, werden
aufgrund eines Beschlusses des Landschaftsausschus-
ses von der Direktorin/vom Direktor des Landschafts-
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verbandes eingestellt. Analog werden die Beamtinnen
und Beamten, deren Bezüge sich nach den Besoldungs-
gruppen A 13 und höher richten, aufgrund eines
Beschlusses des Landschaftsausschusses von der
Direktorin/vom Direktor des Landschaftsverbandes
eingestellt. 

Über Stellenbesetzungen in diesen Vergütungs- und
Besoldungsgruppen, die aufgrund einer internen Aus-
schreibung erfolgen, sowie über Höhergruppierungen
und Kündigungen bei den vorgenannten Vergütungs-
gruppen wird der Personalausschuss informiert.“

6. In § 9 Abs. 2 und Abs. 4 werden vor den Wörtern „Der
Direktor“ die Wörter „Die Direktorin/“ eingefügt. 

Artikel II

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 16. Dezember
2004 in Kraft. 

Münster, den 16. Dezember 2004

S e i f e r t

Vorsitzende der 
12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer der 
12. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 16. Dezember 2004

S c h ä f e r

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2005 S. 2

2022
Satzung zur Änderung 

der Betriebssatzung 
für das Westfälische Jugendhilfezentrum Dorsten, 

das Westfälische Heilpädagogische Kinderheim
Hamm und das Westfälische Jugendheim 
Tecklenburg des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe
Vom 16. Dezember 2004

Aufgrund der §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 Buchstabe d und
§ 23 Abs. 2 der Landschaftsverbandsordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-

machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. Juli 2004 (GV. NRW.
S. 420), i. V. m. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1999 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96) und
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Juni 1988 (GV. NRW. S. 324), geändert durch Gesetz
vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160), hat die Land-
schaftsversammlung des Landschaftsverbandes West-
falen-Lippe am 16. Dezember 2004 die nachfolgende
Änderung der Betriebssatzung beschlossen:

Artikel I

Die Betriebssatzung für das Westfälische Jugendhilfe-
zentrum Dorsten, das Westfälische Heilpädagogische
Kinderheim Hamm und das Westfälische Jugendheim
Tecklenburg des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
vom 11. Februar 1999 (GV. NRW. S. 72), geändert am
15. November 2001 (GV. NRW. S. 809), wird wie folgt
geändert:

1. Die Überschrift der Betriebssatzung erhält folgende
Fassung: 

„Betriebssatzung für das Westfälische Jugendhilfe-
zentrum, das Westfälische Heilpädagogische Kinder-
heim Hamm und Westfälische Jugendheim Tecklen-
burg des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe“. 

2. § 1 Abs. 1 der Betriebssatzung erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Das Westfälische Jugendhilfezentrum, das Westfä-
lische Heilpädagogische Kinderheim Hamm und das
Westfälische Jugendheim Tecklenburg des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe (im Folgenden
bezeichnet als Jugendheime) werden nach der Eigenbe-
triebsverordnung, der Landschaftsverbandsordnung
und dieser Satzung als organisatorisch und finanzwirt-
schaftlich eigenständige Einrichtungen ohne Rechts-
persönlichkeit wie Eigenbetriebe geführt.“

3. § 7 Abs. 1 der Betriebssatzung erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Ausschuss im Sinne des § 5 Eigenbetriebsver-
ordnung ist der Ausschuss Jugendheime. Er ist ge-
meinsamer Ausschuss für die Eigenbetriebe

– Westfälische Jugendhilfezentrum

– Westfälische Heilpädagogische Kinderheim Hamm

– Westfälische Jugendheim Tecklenburg.“

4. § 7 Abs. 2 der Betriebssatzung erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Der Ausschuss Jugendheime besteht aus 12 Mit-
gliedern der Landschaftsversammlung. Die stimmbe-
rechtigten Mitglieder und ihre Stellvertreter/innen
üben ihre Tätigkeit nach Ablauf der Wahlzeit bis zum
ersten Zusammensetzen des neu gebildeten Ausschus-
ses Jugendheime weiter aus.“

Artikel II

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 16. Dezember
2004 in Kraft.

Münster, den 16. Dezember 2004

S e i f e r t

Vorsitzende der 
12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer der 
12. Landschaftsversammlung
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Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 16. Dezember 2004

S c h ä f e r

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2005 S. 3

2022
Satzung zur Änderung 

der Satzung des Landesjugendamtes 
Westfalen-Lippe

Vom 16. Dezember 2004

Aufgrund der §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 Buchstabe d und
§ 23 Abs. 2 der Landschaftsverbandsordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. Juli 2004 (GV. NRW.
S. 420), hat die Landschaftsversammlung des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe am 16. Dezember
2004 die nachfolgende Änderung der Satzung für das
Landesjugendamt beschlossen:

Artikel I

Die Satzung für das Landesjugendamt Westfalen-
Lippe vom 7. November 1991 (GV. NRW. S. 434) wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 3 – erster Spiegelstrich – wird die Bezeich-
nung „KJHG“ durch die Bezeichnung „SGB VIII“
ersetzt.

2. In § 1 Abs. 3 – zweiter Spiegelstrich – wird die Formu-
lierung „in der Fassung der Bekanntmachung vom
27. 11. 1989 (Bundesgesetzblatt I Seite 2016)“ ersatz-
los gestrichen.

3. In § 1 Abs. 3 wird die Nummer 11 („Für die Gewäh-
rung von Hilfe zur Erziehung gem. Artikel 15 KJHG
bis zum 31. 12. 1994“) ersatzlos gestrichen.

4. In § 3 wird der Satz „Für die Wahl ist § 16 der Ge-
schäftsordnung der Landschaftsversammlung des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe anzuwen-
den.“ gestrichen. Er wird durch folgenden Satz
ersetzt: „Für die Wahl ist die jeweilige Regelung in der
Geschäftsordnung der Landschaftsversammlung des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe in der aktuel-
len Fassung anzuwenden.“

5. In § 4 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Fraktionen, die im Landesjugendhilfeausschuss
nicht vertreten sind, sind berechtigt, für den Landes-
jugendhilfeausschuss ein Mitglied der Landschafts-
versammlung oder eine sachkundige Bürgerin/einen
sachkundigen Bürger, welche(r) der Landschaftsver-

sammlung angehören kann, zu benennen. Das be-
nannte Mitglied der Landschaftsversammlung oder
die/der benannte sachkundige Bürger/in wird von der
Landschaftsversammlung zum Mitglied des Landes-
jugendhilfeausschusses bestellt. Sie wirken in dem
Ausschuss mit beratender Stimme mit. Bei der Zusam-
mensetzung und der Berechnung der Beschlussfähig-
keit des Ausschusses werden sie nicht mitgezählt.“

Artikel II

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 16. Dezember
2004 in Kraft.

Münster, den 16. Dezember 2004

S e i f e r t

Vorsitzende der 
12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer der 
12. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 16. Dezember 2004

S c h ä f e r

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2005 S. 4

2022
Satzung 

des Integrationsamtes des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe über die Zuweisung von Mitteln 
des Integrationsamtes aus der Ausgleichsabgabe
nach § 77 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) an die 

örtlichen Fürsorgestellen bei den kreisfreien 
Städten, Großen kreisangehörigen Städten und

Kreisen in Westfalen-Lippe für das 
Haushaltsjahr 2005

Vom 16. Dezember 2004

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverban-
des Westfalen-Lippe hat aufgrund des § 9 des Gesetzes
zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge und des
Schwerbehindertenrechtes (DG-KoFSchwbR) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. November 1987 (GV.
NRW. S. 401), zuletzt geändert durch den Artikel 7 des
Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derungen und zur Änderung anderer Gesetze vom
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16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766), in Verbindung mit
den §§ 6 Abs. 1 und 7 Abs. 1 Buchstabe d der Land-
schaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 21. Juli 2004 (GV. NRW. S. 420), am 16. Dezem-
ber 2004 folgende Satzung des Integrationsamtes be-
schlossen:

§ 1

Für das Haushaltsjahr 2005 werden den kreisfreien
Städten, Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen
als örtlichen Fürsorgestellen zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 des SGB IX in Verbindung
mit § 1 Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur Regelung von
Zuständigkeiten nach dem SGB IX (Zust.VO SGB IX),
zuletzt geändert durch den Artikel 8 des Gesetzes zur
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen und zur
Änderung anderer Gesetze vom 16. Dezember 2003 (GV.
NRW. S. 766)

30 vom Hundert

des Aufkommens an Ausgleichsabgabe zugewiesen.

§ 2

Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat-
zung sind die Einnahmen des Integrationsamtes des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe im Haushalts-
jahr 2004 aus den Ausgleichsabgabezahlungen der
Arbeitgeber gemäß § 77 SGB IX unter Berücksichtigung
des Finanzausgleichs zwischen den Integrationsämtern
für das Jahr 2004 abzüglich der Abführung an den Aus-
gleichsfonds gemäß § 77 Abs. 6 des SGB IX.

§ 3

(1) 25 vom Hundert des Aufkommens an Ausgleichsab-
gabe werden auf die örtlichen Fürsorgestellen aufgeteilt
entsprechend der Zahl der schwerbehinderten Menschen,
die am 31. Oktober 2002 in ihrem Zuständigkeitsbereich
auf Arbeitsplätzen von beschäftigungspflichtigen Arbeit-
gebern (§ 71 Abs. 1 SGB IX) beschäftigt wurden.

(2) Die durch die örtlichen Fürsorgestellen bis zum
Ende des Haushaltsjahres 2004 nicht verausgabten und
nicht gebundenen Mittel an Ausgleichsabgabe werden
auf den nach Absatz 1 errechneten Betrag angerechnet.

(3) Das Integrationsamt kann einzelnen örtlichen Für-
sorgestellen zur Durchführung ihrer Aufgaben über die
ihnen nach Absatz 1 und 2 zustehenden Beträge hinaus
Ausgleichsabgabemittel zur Verfügung stellen, soweit
dadurch der Gesamtbetrag nach § 1 nicht überschritten
wird.

(4) Die örtlichen Fürsorgestellen berichten dem Inte-
grationsamt bis zum 31. Januar des Folgejahres über die
Verwendung der Ausgleichsabgabe per Vordruck.

Münster, den 16. Dezember 2004

S e i f e r t

Vorsitzende der 
12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer der 
12. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 16. Dezember 2004

S c h ä f e r

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2005 S. 4

237
Änderung des Verwaltungsabkommens 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Land Nordrhein-Westfalen 
über die Erledigung der Aufgaben 
nach dem Gesetz über den Abbau 

der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
(AFWoG) in der jeweils geltenden Fassung nach 

dem Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
AFWoG NRW) in der jeweils geltenden Fassung

Vom 23. Dezember 2004

Das zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertre-
ten durch den Präsidenten des Bundeseisenbahnvermö-
gens, und dem Land Nordrhein-Westfalen, vertreten
durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch
den Minister für Bauen und Wohnen, abgeschlossene
Verwaltungsabkommen vom 23. Mai/30. Mai 1996 (GV.
NRW. S. 349) wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift und die Eingangformel werden wie
folgt neu gefasst:

Verwaltungsabkommen
über die Erledigung der Aufgaben 
nach dem Gesetz über den Abbau 

der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen
(AFWoG) und dem Gesetz über die soziale 

Wohnraumförderung (WoFG) in den jeweils 
geltenden Fassungen und dem 2. Gesetz 

über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen für das Land Nordrhein-Westfalen 
(2. AFWoG NRW) in der jeweils geltenden Fassung

Für den Bereich der mit Wohnungsfürsorgemitteln im
Sinne der §§ 87a und 111 des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden
Fassung und § 45 WoFG geförderten Wohnungen der
ehemaligen Deutschen Bundesbahn oder des Bundes-
eisenbahnvermögens wird zwischen

der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Präsidenten des  Bundeseisen-
bahnvermögens (nachstehend ,,Bund“ genannt), und

dem Land Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser ver-
treten durch das Ministerium für Städtebau und Woh-
nen, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfa-
len (nachstehend ,,Land“ genannt), folgendes Verwal-
tungsabkommen geschlossen:

2. Nummer 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„Das Bundeseisenbahnvermögen stellt dem Land zur
Wahrnehmung der Verwaltungskompetenz des Landes
nach dem AFWoG des Bundes und dem 2. AFWoG
NRW für Wohnungen, die mit Wohnungsfürsorgemit-
teln der ehemaligen Deutschen Bundesbahn oder des
Bundeseisenbahnvermögens gefördert worden sind,
sowie für öffentlich geförderte Wohnungen, die dem
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Betrag nach überwiegend mit Wohnungsfürsorgemit-
teln der ehemaligen Deutschen Bundesbahn oder des
Bundeseisenbahnvermögens gefördert worden sind, im
Wege der Organleihe die Dienststellen Essen, Köln
und Hannover des Bundeseisenbahnvermögens zur
Verfügung.“

3. In Nummer 1 Abs. 2 werden das Wort „Fehlbelegungs-
abgabe“ durch das Wort „Ausgleichszahlung“ sowie
das Wort „Fehlbelegungsabgaben“ durch das Wort
„Ausgleichszahlungen“ ersetzt.

4. In Nummer 2 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter
„AFWoG des Landes“ durch die Wörter „2. AFWoG
NRW“ ersetzt.

5. In Nummer 2 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „bei den
Wohnungsinhabern“ durch die Wörter „bei den Woh-
nungsinhaberinnen/Wohnungsinhabern“ ersetzt.

6. In Nummer 3 wird das Wort „Fehlbelegungsabgaben“
durch das Wort „Ausgleichszahlungen“ ersetzt.

7. Die Änderung des Verwaltungsabkommens tritt am
Tag nach der Veröffentlichung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in
Kraft.

Bonn, den 8. Dezember 2004

Der Präsident 
des Bundeseisenbahnvermögens

H e i n e

Düsseldorf, den 14. Dezember 2004

Für das Land 
Nordrhein-Westfalen

namens des Ministerpräsidenten

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport 

(L. S.) Dr. Michael  V e s p e r

– GV. NRW. 2005 S. 5
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Änderung 

der Beleihungsvereinbarung 
zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und der POSTDIENST Wohnbau GmbH 

über die Festsetzung und Erhebung 
der Fehlbelegungsabgabe im Postbereich

Vom 23. Dezember 2004

Die zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, vertre-
ten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch die Ministerin für Bauen und Wohnen, und der
POSTDIENST Wohnbau GmbH, Pützchens Chaussee
137, 53229 Bonn, Tochterunternehmen der Deutschen
Post AG, Heinrich-von-Stephan-Str. 1, 53175 Bonn,
abgeschlossene Beleihungsvereinbarung vom 15. Feb-
ruar/7. März 1995 (GV. NRW. S. 471) wird wie folgt neu
gefasst:

Beleihungsvereinbarung
zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen
und der Deutschen Post Wohnen GmbH
über die Festsetzung und Erhebung der 

Ausgleichszahlung nach dem Gesetz über den Abbau
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen (AFWoG)

in der jeweils geltenden Fassung und dem 2. Gesetz
über den Abbau der Fehlsubventionierung im 

Wohnungswesen für das Land Nordrhein-Westfalen 
(2. AFWoG NRW) in der jeweils geltenden Fassung

Aufgrund der durch das Gesetz zur Neuordnung des
Postwesens und der Telekommunikation (PTNeuOG) zum

1. Januar 1995 erfolgten Umwandlung der Deutschen
Bundespost in privatrechtliche Aktiengesellschaften ist
das zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und der
Deutschen Bundespost am 15. Januar/31. Januar 1990
geschlossene Organleihe-Abkommen (GV. NRW. S. 243)
gegenstandslos geworden.

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch das Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kul-
tur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen – 
nachstehend ,,Land“ genannt – und die

Deutsche Post Wohnen GmbH, 
Johanniterstraße 1, 53113 Bonn,
Tochterunternehmen der Deutschen Post AG, 
Charles-de-Gaulle-Straße 20, 53113 Bonn,

schließen gemäß § 11 AFWoG und Artikel 2 Nr. 9
2. AFWoG NRW folgende Beleihungsvereinbarung:

1. Beleihung

Das Land überträgt der Deutsche Post Wohnen GmbH
die Durchführung des AFWoG und des 2. AFWoG
NRW für

– Wohnungen, die mit Wohnungsfürsorgemitteln der
Deutschen Bundespost oder der Deutschen Bundes-
post POSTDIENST im Sinne der §§ 87a und 111 des
Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der bis zum
31. Dezember 2001 geltenden Fassung gefördert
worden sind,

– öffentlich geförderte Wohnungen im Sinne des Woh-
nungsbindungsgesetzes, die überwiegend mit Woh-
nungsfürsorgemitteln der Deutschen Bundespost
oder der Deutschen Bundespost POSTDIENST
gefördert worden sind.

Die Beleihung umfasst die Festsetzung und Erhebung
der Ausgleichszahlung, die Widerspruchsbescheidung,
die Bearbeitung von Klagen, die Bewirtschaftung des
Einnahmetitels, die Vollstreckung sowie die Einzie-
hung und kassenmäßige Überwachung der Aus-
gleichszahlungen.

Die Beleihung erfolgt aus verwaltungspraktischen und
-ökonomischen Erwägungen zur Entlastung der
zuständigen Behörden des Landes.

2. Organisation

Den für die Durchführung des 2. AFWoG NRW zu-
ständigen Aufsichtsbehörden des Landes steht ein
unmittelbares fachliches Weisungsrecht gegenüber der
Deutsche Post Wohnen GmbH zu (Fachaufsicht).

Im Rahmen der Fachaufsicht kann das Land Weisun-
gen insbesondere hinsichtlich Form und Inhalt der
Erhebungen bei Wohnungsinhaberinnen/Wohnungs-
inhabern, der Leistungsbescheide, der Widerspruchs-
bescheide einschließlich Rechtsmittelbelehrung sowie
der Begründungen bei Verwaltungsstreitverfahren
erteilen.

Von Weisungen in Angelegenheiten allgemeiner Art
oder von besonderer Bedeutung erhält die Hauptver-
waltung der Deutsche Post Wohnen GmbH einen
Abdruck.

Aufbau, innere Ordnung, Büroorganisation und Perso-
nalangelegenheiten bleiben Aufgabe der Deutsche
Post Wohnen GmbH.

3. Haushalts- und Verwaltungsverfahrensrecht

Für den durch die Beleihung übertragenen Aufgaben-
bereich gelten das Haushalts-, Verwaltungsverfah-
rens- und Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Lan-
des. Dies gilt nicht für die Vereinnahmung der Aus-
gleichszahlungen und deren Bewirtschaftung.

4. Verwaltungskosten

Die Deutsche Post Wohnen GmbH trägt die Personal-
und Sachkosten für die ihr übertragenen Aufgaben.

5. In-Kraft-Treten

Die Neufassung der Beleihungsvereinbarung tritt am
Tag nach der Veröffentlichung im Gesetz- und Verord-
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nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in
Kraft. 

Bonn, den 15. Dezember 2004

Für die 
Deutsche Post Wohnen GmbH

A l b r e c h t

Düsseldorf, den 18. Dezember 2004

Für das Land 
Nordrhein-Westfalen

namens des Ministerpräsidenten

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport 

(L. S.) Dr. Michael  V e s p e r

– GV. NRW. 2005 S. 6
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Dritte Änderung 

des Verwaltungsabkommens 
über die Erledigung der Aufgaben nach 

dem Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land Nordrhein-Westfalen

Vom 23. Dezember 2004

Das zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertre-
ten durch das Bundesministerium der Finanzen, und dem
Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Minis-
terpräsidenten, dieser vertreten durch den Minister für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr, abgeschlossene
Verwaltungsabkommen vom 15. Januar/23. Februar 1990
(GV. NRW. S. 242, BAnz. S. 2569), zuletzt geändert durch
Verwaltungsabkommen vom 4./12. Juni 1998 (GV. NRW.
S. 478, BAnz. S. 12721), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift und die Eingangsformel werden wie
folgt neu gefasst:

Verwaltungsabkommen
über die Erledigung der Aufgaben nach 

dem Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen (AFWoG) 

und dem Gesetz über die soziale Wohnraumförderung 
(WoFG) in den jeweils geltenden Fassungen und 

dem 2. Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen für das

Land Nordrhein-Westfalen (2. AFWoG NRW) 
in der jeweils geltenden Fassung

Für den Bereich der mit Wohnungsfürsorgemitteln des
Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
(ohne Bundespost und Bundesbahn) im Sinne der
§§ 87a und 111 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes
in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
und § 45 WoFG geförderten Wohnungen wird zwi-
schen

der Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen
(nachstehend ,,Bund“ genannt), und

dem Land Nordrhein-Westfalen,

vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser ver-
treten durch das Ministerium für Städtebau und Woh-

nen, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-West-
falen (nachstehend ,,Land“ genannt), 

folgendes Verwaltungsabkommen geschlossen:

2. Nummer 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Organleihe

Der Bund stellt dem Land zur Wahrnehmung der Ver-
waltungskompetenz des Landes nach dem AFWoG des
Bundes und dem 2. AFWoG NRW für Wohnungen, die
mit Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes gefördert
worden sind, sowie für öffentlich geförderte Wohnun-
gen, die überwiegend mit Wohnungsfürsorgemitteln
des Bundes gefördert worden sind (ohne Bahn und
Post) im Wege der Organleihe die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben, die Bundeskasse Trier sowie die
örtlich zuständigen Hauptzollämter, letztere nur für
die Vollstreckung, zur Verfügung.

Zur Durchführung des Fehlbelegungsrechts in Be-
zug auf die Inhaber und Inhaberinnen von Wohnun-
gen, die 

– mit Wohnungsfürsorgemitteln der ehemaligen Deut-
schen Bundesbahn oder des Bundeseisenbahnver-
mögens gefördert sind, ist mit dem Bundeseisen-
bahnvermögen ein gesondertes Verwaltungsabkom-
men geschlossen worden,

– mit Wohnungsfürsorgemitteln der ehemaligen Deut-
schen Bundespost, der ehemaligen Deutschen Bun-
despost POSTDIENST oder der Deutschen Post
Wohnen GmbH gefördert sind, gilt eine gesonderte
Beleihungsvereinbarung mit der Deutschen Post
Wohnen GmbH.

Die Organleihe umfasst insbesondere die Festsetzung
und Erhebung der Ausgleichszahlung, die Wider-
spruchsbescheidung, die Bearbeitung von Klagen, die
Bewirtschaftung des Einnahmetitels, die Vollstre-
ckung sowie die Einziehung und kassenmäßige Über-
wachung der Ausgleichszahlung.

Die Organleihe geschieht aus verwaltungspraktischen
und -ökonomischen Erwägungen zur Entlastung der
zuständigen Behörden des Landes.“

3. In Nummer 2 Abs. 1 werden die Wörter „AFWoG des
Landes“ durch die Wörter „2. AFWoG NRW“ ersetzt.

4. In Nummer 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „bei
Wohnungsinhabern“ durch die Wörter „bei Woh-
nungsinhaberinnen/Wohnungsinhabern“ ersetzt.

5. In Nummer 2 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „Bun-
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau“ durch die Wörter „Bundesministerium für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen“ ersetzt.

6. Die Änderung des Verwaltungsabkommens tritt am
Tag nach der Veröffentlichung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in
Kraft.

Bonn, den 21. Dezember 2004

Bundesministerium der Finanzen

Gerd  E h l e r s

Düsseldorf, den 12. Dezember 2004

Für das Land 
Nordrhein-Westfalen

namens des Ministerpräsidenten

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen, 

Kultur und Sport 

(L. S.) Dr. Michael  V e s p e r

– GV. NRW. 2005 S. 7
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20020

Gesetz 
zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung 

und zur Errichtung und Führung eines 
Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen 

(Korruptionsbekämpfungsgesetz 
– KorruptionsbG)

Vom 16. Dezember 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung 

und zur Errichtung und Führung eines 
Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen 

(Korruptionsbekämpfungsgesetz 
– KorruptionsbG)

Abschnitt 1
Einleitende Vorschriften

§ 1 

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit im Einzelnen nichts
anderes bestimmt ist, für

1. die Behörden, Einrichtungen, Landesbetriebe und
Sondervermögen des Landes; soweit sie Verwaltungs-
aufgaben wahrnehmen auch für den Landesrech-
nungshof, die Landesbeauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit und die Organe der Rechtspflege
(Gerichte, Staatsanwaltschaften, Vollzugsanstalten
und Gnadenstellen),

2. die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstellten Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts,

3. die Beschäftigten im öffentlichen Dienst des Landes
Nordrhein-Westfalen, der Gemeinden und Gemeinde-
verbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstellten Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts, auf die das Beamtenrecht,
das Tarifrecht des öffentlichen Dienstes oder Dienst-
vertragsrecht Anwendung findet,

4. die Mitglieder der Landesregierung,

5. die Mitglieder in den Organen und Ausschüssen der
Gemeinden und Gemeindeverbände, die Mitglieder in
der Bezirksvertretung, die Ortsvorsteherinnen und
Ortsvorsteher sowie die sachkundigen Bürgerinnen
und Bürger gemäß § 58 Abs. 3 Gemeindeordnung, § 41
Abs. 5 Kreisordnung oder § 13 Abs. 3 Landschaftsver-
bandsordnung,

6. die Mitglieder der Organe der sonstigen der Aufsicht
des Landes unterstellten Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

7. die juristischen Personen und Personenvereinigungen,
bei denen die absolute Mehrheit der Anteile oder die
absolute Mehrheit der Stimmen den öffentlichen
Stellen zusteht oder deren Finanzierung zum über-
wiegenden Teil durch Zuwendungen solcher Stellen
erfolgt,

8. die natürlichen und juristischen Personen und Perso-
nenvereinigungen, die sich um öffentliche Aufträge
bei den in Nummer 1, 2 und 7 genannten Stellen
bewerben. 

(2) Die Regelungen gelten nicht für die Kirchen,
Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemein-
schaften.

§ 2 

Prüfeinrichtungen

(1) Prüfeinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind
der Landesrechnungshof einschließlich seiner staatlichen
Rechnungsprüfungsämter, die kommunalen Rechnungs-

prüfungsämter, die Gemeindeprüfungsanstalt und die
Innenrevisionen in ihrem jeweiligen Zuständigkeits-
bereich.

(2) Korruptionsgefährdete Bereiche sind insbesondere
dort anzunehmen, wo auf Aufträge, Fördermittel oder
auf Genehmigungen, Gebote und Verbote Einfluss
genommen werden kann. Die korruptionsgefährdeten
Bereiche und die entsprechenden Arbeitsplätze sind
behördenintern festzulegen.

Abschnitt 2 
Informationsstelle und Vergaberegister

§ 3

Informationsstelle

In dem für das Finanzwesen zuständigen Ressort wird
eine Informationsstelle eingerichtet, bei der zwischen
öffentlichen Stellen Informationen über die Zuverlässig-
keit von natürlichen Personen, juristischen Personen und
Personenvereinigungen bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge ausgetauscht werden können. Zu diesem Zweck
führt die Informationsstelle ein Vergaberegister.

§ 4 

Aufgabe des Vergaberegisters

(1) Das Register enthält Informationen über Vergabe-
ausschlüsse und Hinweise auf Verfehlungen, die nicht
zu einem Vergabeausschluss geführt haben (Vergabe-
register).

(2) Die Informationen aus dem Vergaberegister dienen
der Vorbereitung und Prüfung von Vergabeentscheidun-
gen öffentlicher Stellen.

Die Informationen dienen ferner der Unterstützung
von Strafverfolgungsbehörden.

(3) In dem Vergaberegister werden zu diesem Zweck
Daten 

1. über natürliche Personen gespeichert und verarbeitet
(§ 7),

– die von der Vergabe öffentlicher Aufträge aus-
geschlossen worden sind oder

– bei denen im Sinne des § 5 Abs. 2 ein Eintrag erfolgt
ist,

2. über juristische Personen und Personenvereinigungen
oder deren Teile gespeichert und verarbeitet (§ 7),

– die von der Vergabe öffentlicher Aufträge aus-
geschlossen worden sind oder

– deren Beschäftigte im Rahmen des Dienstverhält-
nisses eine Verfehlung begangen haben, die im
Sinne des § 5 Abs. 2 einzutragen ist.

§ 5 

Verfehlung

(1) Eine Verfehlung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor,
wenn durch eine Person (§ 4 Abs. 3 Nr. 1) im Rahmen
einer unternehmerischen Betätigung

1. Straftaten nach §§ 331– 335, 261 (Geldwäsche, Ver-
schleierung illegalen Vermögens), 263 (Betrug), 264
(Subventionsbetrug), 265b (Kreditbetrug), 266
(Untreue), 266a (Vorenthalten/Veruntreuen von
Arbeitsentgelt), 298 (illegale Absprachen bei Aus-
schreibungen), 299 (Bestechung/Bestechlichkeit),
108e (Abgeordnetenbestechung) StGB und nach § 370
der Abgabenordnung,

2. nach §§ 19, 20, 20a und 22 des Gesetzes über die
Kontrolle von Kriegswaffen,

3. Verstöße gegen § 81 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB), insbesondere nach § 14 GWB
durch Preisabsprachen und Absprachen über die Teil-
nahme am Wettbewerb,

4. Verstöße gegen § 16 des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes, 

5. Verstöße, die zu einem Ausschluss nach § 21 des
Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und ille-

8



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 1 vom 4. Januar 2005

galen Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetz – SchwarzArbG) oder nach § 6 Arbeitnehmer-
Entsendegesetz führen können oder geführt haben,

von Bedeutung, insbesondere in Bezug auf die Art und
Weise der Begehung oder den Umfang des materiellen
oder immateriellen Schadens, begangen worden sind.

(2) Ein Eintrag erfolgt bei einer Verfehlung im Sinne
des Absatzes 1

1. bei Zulassung der Anklage

2. bei strafrechtlicher Verurteilung

3. bei Erlass eines Strafbefehls

4. bei Einstellung des Strafverfahrens nach § 153a
Strafprozessordnung (StPO)

5. nach Rechtskraft eines Bußgeldbescheids 

6. für die Dauer der Durchführung eines Straf- oder
Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der
Beweislage bei der meldenden Stelle kein vernünfti-
ger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung
besteht, und die Ermittlungs- bzw. die für das Buß-
geldverfahren zuständige Verwaltungsbehörde den
Ermittlungszweck nicht gefährdet sieht.

§ 6 

Datenübermittlung 
an die Informationsstelle

(1) Stellen im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 sind
verpflichtet, dem Vergaberegister die in § 7 Abs. 1
genannten Daten zu melden, sobald sie in Bezug auf
natürliche Personen, juristische Personen oder Personen-
vereinigungen einen Vergabeausschluss aussprechen oder
ihnen einzutragende Verfehlungen im Sinne von § 5 im
Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung bekannt werden.

(2) Öffentliche Stellen des Bundes und der anderen
Länder können, soweit nicht anderweitige Rechtsvor-
schriften entgegenstehen, die in § 7 Abs. 1 genannten
Daten melden, sobald sie in Bezug auf natürliche Perso-
nen, juristische Personen oder Personenvereinigungen
einen Vergabeausschluss aussprechen oder ihnen einzu-
tragende Verfehlungen im Sinne von § 5 bekannt werden.

(3) Die meldende Stelle gibt der natürlichen Person,
juristischen Person oder Personenvereinigung Gelegen-
heit zur Äußerung zur Datenverarbeitung nach Absatz 1;
§ 4 Abs. 5 DSG NRW findet entsprechende Anwendung.
Die meldende Stelle dokumentiert ihre Entscheidungs-
gründe. Sie unterrichtet die Betroffenen nach Satz 1 vor
der Meldung über deren Wortlaut.

(4) Die meldende Stelle trägt die Verantwortung für
die Richtigkeit der gemeldeten Daten nach § 7. Rechts-
behelfe gegen die Entscheidung der meldenden Stelle
haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 7 

Datenverarbeitung 
bei der Informationsstelle

(1) Die Informationsstelle erhebt und verarbeitet zu
Verfehlungen im Sinne dieses Gesetzes folgende Daten:

1. Name, Adresse, Aktenzeichen, Ansprechpartnerin
oder Ansprechpartner der meldenden Stelle,

2. Name, Geburtsdatum und Geburtsort sowie Adresse
der gemeldeten natürlichen Person, juristischen Per-
son oder Personenvereinigung, 

3. vertretungsberechtigte Personen der natürlichen
Person, juristischen Person oder Personenvereini-
gung,

4. Datum der Meldung,

5. die im Zusammenhang mit der Meldung stehende Art
der wirtschaftlichen Tätigkeit oder des Gewerbes der
gemeldeten natürlichen Person, juristischen Person
oder Personenvereinigung,

6. Handelsregisternummer,

7. im Fall des Ausschlusses von der öffentlichen Auf-
tragsvergabe durch die meldende Stelle Datum und
Dauer des Ausschlusses, 

8. sofern kein Ausschluss erfolgt ist, Beginn und Dauer
der vorzunehmenden Eintragung,

9. Art der Verfehlung nach § 5 Abs. 1,

10. das Verfahrensstadium der Verfehlung nach § 5
Abs. 2.

Sind nur Teile (Filialen) eines Unternehmens betroffen,
so erfolgt nur die Speicherung der Daten dieses Unter-
nehmensteils.

Wurde eine Verfehlung von einzelnen Personen began-
gen, die keinen bestimmenden Einfluss auf ihr Unter-
nehmen bzw. auf ihren Unternehmensteil hatten und
weist das Unternehmen nach, dass die Verfehlung nicht
auf strukturelle oder organisatorische Mängel in dem
Unternehmen zurückzuführen ist, so erfolgt nur eine
Speicherung der Daten der verantwortlich handelnden
Personen.

(2) Erweisen sich einzelne Angaben als falsch, veran-
lasst die ursprünglich meldende Stelle die unverzügliche
Löschung oder Berichtigung.

(3) Eine Eintragung im Vergaberegister ist zu löschen

1. bei einer befristeten Eintragung mit Ablauf der Frist,
spätestens jedoch am Ende des fünften Jahres vom
Zeitpunkt der Eintragung an,

2. wenn eine der in § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 genannten
Stellen, die den Ausschluss oder den Hinweis mitge-
teilt hat, die Wiederherstellung der Zuverlässigkeit
meldet,

3. wenn eine Mitteilung gemäß Absatz 5 eingeht und
die Stelle, die den Ausschluss oder den Hinweis
gemeldet hat, nicht innerhalb eines Monats nach
Übermittlung der Mitteilung durch die Informa-
tionsstelle widerspricht. Für die Dauer dieser Frist
ist der Eintrag zu sperren und mit einem Sperrver-
merk zu versehen,

4. bei Einstellung des eingeleiteten Ermittlungs- oder
Strafverfahrens mit Ausnahme einer Einstellung nach
§ 153a StPO,

5. bei Freispruch nach einer Meldung nach § 5 Abs. 2
Nr. 1, 3 und 6.

(4) Eine vorzeitige Löschung kann durch die mel-
dende Stelle auf schriftlichen Antrag der/des von der
Meldung Betroffenen veranlasst werden, wenn diese/
dieser durch geeignete organisatorische und personelle
Maßnahmen Vorsorge gegen die Wiederholung der Ver-
fehlung getroffen hat und der Schaden ersetzt wurde
oder eine verbindliche Anerkennung der Schadenser-
satzverpflichtung dem Grunde und der Höhe nach – z. B.
verbunden mit der Vereinbarung eines Zahlungsplans –
vorliegt.

Bei der Entscheidung über die vorzeitige Löschung
sind die Besonderheiten des Einzelfalles zu berücksich-
tigen.

(5) Erhält eine Stelle im Sinne von § 6 Abs. 1 Kennt-
nis von Umständen, die eine weitere Speicherung im
Vergaberegister ausschließen, so ist dies der Infor-
mationsstelle unverzüglich mitzuteilen. Andere öffent-
liche Stellen gemäß § 6 Abs. 2 haben insofern ein Mel-
derecht.

Die Informationsstelle leitet diese Meldung unverzüg-
lich an die ursprünglich meldende Stelle zur Entschei-
dung über die endgültige Löschung aus dem Vergabe-
register weiter.

§ 8 

Anfrage an die Informationsstelle

(1) Anfragen, ob Eintragungen hinsichtlich der Biete-
rin oder des Bieters oder der Bewerberin oder des Bewer-
bers, die/der den Zuschlag erhalten soll, vorliegen, sind
bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen
mit einem Wert über 25.000,– ¤ oder 50.000,– ¤ bei Ver-
gaben von Bauleistungen jeweils netto nach Abzug der
Umsatzsteuer, von der Vergabestelle vor Erteilung eines
öffentlichen Auftrages – bei Vergaben oberhalb der 
EU-Schwellenwerte bereits vor Absendung der Informa-
tion nach § 13 Vergabeverordnung – an die Informations-
stelle zu richten.
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Unterhalb der genannten Wertgrenzen steht die
Anfrage im pflichtgemäßen Ermessen der Vergabestelle
oder öffentlichen Stelle.

(2) Berechtigt, Anfragen an die Informationsstelle zu
richten, sind Vergabestellen, Prüfeinrichtungen, Staats-
anwaltschaften und das Landeskriminalamt NRW.

(3) Zu Anfragen an die Informationsstelle sind ferner
berechtigt die Vergabestellen des Bundes und der Länder,
sofern das Auftragsvolumen mehr als 50.000,– ¤ beträgt,
sowie die Generalstaatsanwaltschaften der Länder.

§ 9 

Datenübermittlung 
an die anfragende Stelle

(1) Liegt eine berechtigte Anfrage nach § 8 Abs. 1 bis 3
vor, so werden der anfragenden Stelle von der Informa-
tionsstelle die Daten nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 über-
mittelt, die in der Anfrage genannt werden. Jede insoweit
erteilte Auskunft ist sowohl bei der Informationsstelle als
auch bei der anfragenden Stelle zu dokumentieren. Die
anfragende Stelle entscheidet in ihrer Zuständigkeit, ob
auf Grund der übermittelten Daten ein Ausschluss bei
der Vergabe eines öffentlichen Auftrages erfolgt.

(2) Die anfragende Stelle ist darauf hinzuweisen, dass
sie die übermittelten Daten nur zur Erfüllung des in § 4
genannten Zieles verwenden darf.

§ 10

Sicherheit der Datenübermittlung

(1) Datenübermittlungen durch das Register und an
das Register erfolgen schriftlich. Das Telefax gilt als
Schriftform.

(2) Abweichend von § 3a Abs. 2 Satz 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz NRW bedarf es für die elektronische
Datenübermittlung zwischen öffentlichen Stellen und
der Informationsstelle über das Landesverwaltungsnetz
oder andere entsprechend sichere Verwaltungsnetze
keiner Signatur.

§ 11

Anwendbarkeit 
des Datenschutzgesetzes NRW 

und des Informationsfreiheitsgesetzes NRW

Das Datenschutzgesetz NRW gilt sinngemäß auch,
soweit von diesem Gesetz andere als natürliche Personen
betroffen sind. Das Informationsfreiheitsgesetz NRW
findet auf die Regelungen des 2. Abschnitts keine
Anwendung.

Abschnitt 3 
Anzeige-, Unterrichtungs-, 

Beratungs- und Auskunftspflichten

§ 12 

Anzeigepflicht

(1) Liegen Tatsachen vor, die Anhaltspunkte für Ver-
fehlungen nach § 5 Abs. 1 darstellen können, zeigt die
Leiterin oder der Leiter einer Stelle nach § 1 Abs. 1, die
Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungs-
beamte einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes,
die Verantwortliche oder der Verantwortliche einer
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstellten Kör-
perschaft, Anstalt und Stiftung des öffentlichen Rechts
(§ 1 Abs. 1 Nr. 2), diese dem Landeskriminalamt an. Das
gleiche gilt für das für die Prüfung zuständige Mitglied
des Landesrechnungshofs, die Leiterinnen oder Leiter
der kommunalen Rechnungsprüfungsämter und die Lei-
terin oder den Leiter der Gemeindeprüfungsanstalt,
wenn bei den Prüfungen Anhaltspunkte nach Satz 1
festgestellt werden; in diesem Fall ist in der Regel die
Leiterin oder der Leiter der betroffenen Behörde oder
Einrichtung über die Anzeige unverzüglich zu unter-
richten.

(2) Soll eine Unterrichtung nach Absatz 1 Satz 2 letz-
ter Satzteil  nicht erfolgen, weil Zweifel an der Unbefan-
genheit der Leiterin oder des Leiters vorliegen und

diese/dieser für Aussagegenehmigungen zuständig wäre,
ist die oberste Aufsichtsbehörde für die Erteilung der
Aussagegenehmigung zuständig.

§ 13 

Beratungspflicht

Die Prüfeinrichtungen sind verpflichtet, auf Anfrage
der Behörden des Landes, der Gemeinden und Gemein-
deverbände, der sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts, diese über die Auf-
deckungsmöglichkeiten und Verhinderungen von Ver-
fehlungen nach § 5 Abs. 1 zu beraten. Die Prüfein-
richtungen entscheiden über Art und Umfang der
Beratung.

§ 14 

Personalakten

Für die uneingeschränkte Auskunft aus und den
Zugang zu Personalakten für die Prüfeinrichtungen ist
§ 102 Abs. 3 Satz 3 Landesbeamtengesetz (LBG) entspre-
chend anzuwenden. § 95 Landeshaushaltsordnung bleibt
unberührt.

§ 15 

Auskunftspflicht

Die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 geben, soweit
es für die jeweilige Einzelfallprüfung notwendig ist, der
Prüfeinrichtung uneingeschränkt Auskunft über ihre
Vermögensverhältnisse wie Beteiligung an Unternehmen,
Wertpapiervermögen, treuhänderisch gehaltenem Vermö-
gen und Grundbesitz. Art und Weise des Verfahrens, wie
Mitglieder der Landesregierung einer Auskunftspflicht
entsprechend Satz 1 genügen können, regelt die Landes-
regierung in ihrer Geschäftsordnung.

Abschnitt 4
Vorschriften zur 

Herstellung von Transparenz

§ 16 

Anzeigepflicht 
für die Vergabe von Aufträgen und 

Vermögensveräußerungen

Stellen im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 zeigen
die Vergabe von Aufträgen, deren Wert 200.000,– ¤ über-
steigt und die keine Inhousegeschäfte darstellen, den für
sie zuständigen Prüfeinrichtungen, der Gemeinde-
prüfungsanstalt für alle im kommunalen Bereich oder
dem Landesrechnungshof für alle im Landesbereich
erfolgten Vergaben, an. Das gleiche gilt für Vermögens-
veräußerungen. Hierzu sind eine Liste der Angebote
aller Bieterinnen und Bieter sowie Bewerberinnen und
Bewerber mit Namen und Preis sowie die Auswahlent-
scheidung einschließlich Begründung beizufügen. § 10
gilt entsprechend. Die Prüfeinrichtungen sind unterein-
ander im Rahmen ihrer Zuständigkeit auskunftsver-
pflichtet.

§ 17 

Veröffentlichungspflicht

Die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 geben gegenüber
der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten,
die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 geben gegenüber der
Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungs-
beamten, Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptver-
waltungsbeamte und Leiterinnen oder Leiter von sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstellten Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
geben gegenüber der Leiterin oder dem Leiter der Auf-
sichtsbehörde und die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 6
gegenüber der Leiterin oder dem Leiter der Einrichtung
schriftlich Auskunft über

1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge,

2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen
Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 3 des
Aktiengesetzes,
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3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten
Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtlicher oder pri-
vatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des
Landesorganisationsgesetzes genannten Behörden
und Einrichtungen,

4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrecht-
licher Unternehmen,

5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren
Gremien.

Die Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu
veröffentlichen.

§ 18 

Anzeigepflicht 
von Nebentätigkeiten

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptver-
waltungsbeamte  zeigt ihre/seine Tätigkeiten nach § 68
Abs. 1 LBG vor Übernahme dem Rat oder dem Kreistag
an. Satz 1 gilt für diese Beamtinnen und Beamten nach
Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Alters-
grenze innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren, für
alle anderen Fälle innerhalb eines Zeitraums von fünf
Jahren entsprechend.

(2) Die Aufstellung nach § 71 LBG ist dem Rat oder
Kreistag bis zum 31. März des dem Rechnungsjahr
folgenden Jahres vorzulegen.

§ 19 

Anzeigepflicht nach 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

(1) Für ehemalige Mitglieder der Landesregierung
sowie ehemalige Beschäftigte des öffentlichen Dienstes,
soweit sie aus ihrer früheren Tätigkeit Versorgungs-
bezüge oder ähnliches erhalten, gilt § 75b LBG entspre-
chend.

(2) Bei Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst ist die
Beschäftigte oder der Beschäftigte schriftlich auf die
Anzeigepflicht nach Absatz 1 hinzuweisen. Die Unter-
richtung ist aktenkundig zu machen.

Abschnitt 5 
Vorschriften zur Vorbeugung

§ 20 

Vieraugenprinzip

Die Entscheidung über die Vergabe von Aufträgen ist
von mindestens zwei Personen innerhalb der Stelle nach
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 zu treffen.

§ 21 

Rotation

(1) Beschäftigte der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genann-
ten Stellen, bei Gemeinden ab einer Einwohnerzahl über
25.000, sollen in korruptionsgefährdeten Bereichen in
der Regel nicht länger als fünf Jahre ununterbrochen
eingesetzt werden.

(2) Soweit von Absatz 1 abgewichen wird, sind die
Gründe zu dokumentieren und der zuständigen Auf-
sichtsbehörde mitzuteilen.

Abschnitt 6 
Schlussvorschriften

§ 22 

Überprüfung der 
Auswirkungen des Gesetzes

Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden nach einem
Erfahrungszeitraum von drei Jahren durch die Landes-
regierung überprüft. Die Landesregierung unterrichtet
danach den Landtagsausschuss für Innere Verwaltung
und Verwaltungsstrukturreform sowie den Ausschuss für
Kommunalpolitik.

§ 23 

In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. März 2005 in Kraft und am
28. Februar 2009 außer Kraft.

Düsseldorf, den 16. Dezember 2004

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten 

zugleich als 
Minister 

für Städtebau und Wohnen, 
Kultur und Sport

(L. S.) Dr. Michael  V e s p e r

Der Innenminister 
zugleich für 

den Justizminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

– GV. NRW. 2005 S. 8

Hinweis für die Bezieher
des Gesetz- und Verordnungsblattes
für das Land Nordrhein-Westfalen

Betrifft: Einbanddeckem zum Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen
– Jahrgang 2004 –

Der Verlag bereitet für den Jahrgang 2004 Einband-
decken für einen Band vor zum Preis von 12,00 Euro
zuzüglich Versandkosten.

In diesem Betrag sind 16 % Mehrwertsteuer enthalten.
Bei Bestellung mehrerer Exemplare vermindern sich die
Versandkosten entsprechend. Von der Voreinsendung des
Betrages bitten wir abzusehen.

Bestellungen werden bis zum 1. März 2005 unter
Angabe der Kundennummer an den Verlag erbeten.

– GV. NRW. 2004 S. 11
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